
Berliner Politik aus Sicht Ihres Wahlkreisabgeordneten in Karlsruhe-Land 

«Miteinander und 
füreinander, nur so 
kommen wir durch 
diese historische 
Krise. Der Winter 
wird schwer. Vier 
lange schwere Mo-
nate. Aber er wird 
enden.»  

(Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel (CDU) 
am Donnerstag in Berlin 
während einer Regie-
rungserklärung im Bun-
destag.) 
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In dieser Ausgabe:

Der Deutsche Bundes-
tag hat am Donnerstag 
das Mandat zur Beteili-
gung deut-
scher Streit-
kräfte an 
der Be-
k ä m p f u n g 
des IS und 
der Ausbil-
dung iraki-
scher Streit-
kräfte er-
neuert. Von 
diesem Be-
schluss geht 
ein ganz wichtiges Sig-
nal aus:  

Deutschland steht zu 
seiner außenpolitischen 
Verantwortung und 
wird den Irak auf sei-
nem Weg zu Stabilität 
und Wiederaufbau 
auch weiterhin eng be-
gleiten.  

Wir wollen die Refor-
magenda von Premier-
minister Al-Khadimi 
unterstützen und da-
für sorgen, dass der 
Irak mehr und mehr 
für seine eigene Si-
cherheit sorgen und 
der Bevölkerung gera-
de in Corona-Zeiten 
eine ökonomische Per-
spektive bieten kann. 

Gerade deshalb wer-
den wir an unserem 
umfassenden Engage-
ment festhalten, das 
den militärischen Bei-
trag unserer Soldatin-

nen und Soldaten in 
den Gesamtrahmen un-
serer Zusammenarbeit 

mit dem Irak 
einbettet. Hierzu 
gehört auch ein 
umfangreiches 
entwicklungspo-
litisches Engage-
ment, Unterstüt-
zung beim Wie-
deraufbau und 
humanitäre Hil-
fe. Zudem ist 
D e u t s c h l a n d 
weiterhin diplo-

matisch im Rahmen der 
Anti-IS-Allianz promi-
nent beteiligt. 

Mit dem erneuerten 
Mandat bekennen wir 
uns zugleich klar zu un-
serer bündnispoliti-
schen Verantwortung. 
Das nunmehr laufende 
Mandat ermöglicht un-
seren Soldatinnen und 

Soldaten, in sehr viel 
größerem Umfang und 
mit größerer Flexibilität 
auch im Rahmen der 
NATO Mission im Irak 

tätig zu sein. Dies war 
immer ein Wunsch, den 
NATO-Generalsekretär 
Stoltenberg an uns her-
angetragen hat und für 
den die CDU/CSU-
Fraktion eingetreten ist. 

Mit der Luftbetankung 
durch die Bundeswehr, 
der deutschen Beteili-
gung an AWACS-
Überwachungsf lügen 
und dem von Deutsch-
land betriebenen Luft-
ü b e r w a c h u n g s r a d a r 
bringt Deutschland wei-
ter wichtige Hochwertfä-
higkeiten in die interna-
tionale Allianz zur Un-
terstützung des Iraks 
ein. 

Für uns als CDU/CSU-
Fraktion steht fest: Dem 
Irak kommt eine Schlüs-
selrolle bei der Stabilisie-
rung der gesamten Regi-

on zu. Die 
Stabilisierung 
des Iraks liegt 
somit im deut-
schen und eu-
r o p ä i s c h e n 
Interesse. Wir 
wollen, dass 
auch der Irak 
an die positive 
regionale Dy-
namik an-
knüpfen kann, 
die sich durch 

die Annäherung Israels 
an wichtige Staaten der 
arabischen Welt eröffnet 
hat. 

Nachhaltige Stabilisierung des Irak 

Freitag, 30. Oktober 2020 
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Menschen mit Behinderung 
deutlich erhöht. Gemeinsam 
mit der bereits beschlossenen 
Abschaffung des Solis für die 
allermeisten Menschen betra-
gen die steuerlichen Entlastun-
gen ab dem kommenden Jahr 
knapp 25 Milliarden Euro jähr-
lich. Die Bürger 
haben so mehr 
Geld in der Ta-
sche - und das 
nutzt auch wie-
der der Konjunk-
tur! 

Neben Investitio-
nen in die Infra-
struktur wie Kin-
dergärten und Schulen werden 
in dieser Legislaturperiode be-
sonders Familien finanziell 
stark entlastet. Mit der nun 
beschlossenen weiteren Erhö-
hung des Kindergeldes um 15 
Euro und der Anpassung der 
Kinderfreibeträge setzen wir 
ein zentrales Anliegen des Koa-

Diese Woche hat der Deut-
sche Bundestag den Entwurf 
für das Zweite Gesetz zur 
steuerlichen Entlastung von 
Familien sowie zur Anpas-
sung weiterer steuerlicher 
Regelungen sowie den Ent-
wurf eines Gesetzes zur Erhö-
hung der Behinderten-
Pauschbeträge und Anpas-
sung weiterer steuerlicher 
Regelungen beschlossen.  

Damit verhindern wir schlei-
chende Steuererhöhungen 
durch kalte Progression. Die 
Anhebung der Freibeträge 
und die Verschiebung des 
Steuertarifs zu Gunsten der 
Steuerpflichtigen entlastet 
vom Azubi bis zum Unterneh-
mer alle Steuerzahler. Es 
wird auch in den kommenden 
Jahren keine zusätzliche Be-
lastung aufgrund der Inflati-
onsentwicklung geben. Zu-
dem werden das Kindergeld 
und der Pauschbetrag für 

litionsvertrages um. Dazu ha-
ben wir aufgrund der Corona-
Situation mit dem Familien-
bonus, der Erhöhung des Ent-
lastungsbetrags für Alleiner-
ziehende und der Verlänge-
rung des Baukindergeldes 
Familien in der Krise gehol-

fen. Mit dem Star-
ke-Familien-Gesetz 
wurde bereits zuvor 
eine Milliarde Euro 
in den Kinderzu-
schlag investiert. 

Neben der steuerli-
chen Entlastung 
für Familien war es 
uns ein zentrales 

Anliegen, endlich die Pausch-
beträge für Menschen mit Be-
hinderung zu erhöhen und 
somit an die wirtschaftliche 
Entwicklung der letzten Jah-
re anzupassen. Auch hier ha-
ben wir ein wichtiges Projekt 
des Koalitionsvertrags umge-
setzt. 

Steuerentlastungen 

Religionsfreiheit erhalten 
Schon seit Jahren ist dieser 
Trend zu beklagen. Der Bericht 
macht deutlich, wie notwendig 
eine breite politische Unterstüt-

zung für die Stärkung der 
Religionsfreiheit weltweit 
ist. 

Im Bericht werden insge-
samt 30 Staaten – von 
China und Nordkorea 
über Iran bis Saudi-
Arabien – unter die Lupe 
genommen. Er liefert das 
Fundament dafür, um 

national wie international sehr 
konkret für die Einhaltung die-
ses grundlegenden Menschen-
rechts eintreten zu können. 

Drei wichtige Herausforderun-
gen sind aktuell erstens die 

Die Bundesregierung hat am 
heutigen Mittwoch den zwei-
ten Bericht zur Lage der 
weltweiten Religionsfreiheit 
beschlossen.  Reli-
gionsfreiheit ist 
ein elementares 
M e n s c h e n r e c h t 
und Kernelement 
unserer Menschen-
rechtspolitik. Lei-
der muss man 
weltweit zuneh-
mende Einschrän-
kungen registrie-
ren. Besonders werden 
Christen als weltweit größte 
Glaubensgemeinschaft dis-
kriminiert und verfolgt, aber 
auch Angehörige anderer Re-
ligionen leiden darunter. 

Blasphemie- und Antikonversi-
onsgesetze, zweitens die digita-
le Kommunikation sowie drit-
tens der Bereich staatlicher Bil-
dungsangebote. 

Gemeinsam mit internationa-
len Partnern und der UNO wol-
len wir den negativen Trend 
der Einschränkung von Religi-
onsfreiheit stoppen und umkeh-
ren. Die Unionsfraktion steht 
dabei an der Seite aller, die we-
gen ihrer Weltanschauung oder 
ihrer Religion verfolgt werden. 
Der Bericht bestärkt uns in un-
serer Auffassung, dass dies in 
unserer nationalen und inter-
nationalen Arbeit weiter einen 
wichtigen Raum einnehmen 
soll. 
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Beschäftigungssicherungsgesetz auf dem Weg 

schreiben wir die sogenannte 
Gleichpreisigkeit fest. Im Sozi-
algesetzbuch ist nun verbind-
lich geregelt, dass für gesetz-
lich Versicherte bei der Abgabe 
verordneter Arzneimittel keine 
Zuwendungen gewährt werden 
dürfen.  

Außerdem führen wir zusätzli-
che honorierte pharmazeuti-
sche Dienstleistungen ein, auf 
die GKV-Versicherte einen An-
spruch haben. Den Boten-
dienst für die Apotheken ver-
güten wir nun dauerhaft. So 
kommt dieses Gesetz sowohl 
unseren Apotheken vor Ort als 
auch den Bürgerinnen und 
Bürgern zugute, die nur dort 
persönliche Beratungsgesprä-
che sowie Nacht- und Not-
dienste vorfinden. 

Damit wollen wir Arbeitsplätze 
von vielen Beschäftigten si-
chern und helfen, die 
Coronakrise im Winter und 
im Frühjahr durchzustehen. 
Die bis zum 31. Dezember 
2020 bestehenden Regelun-
gen werden für das Jahr 
2021 verlängert. Zudem 
wird im Laufe des Jahres 
2021 durch die mit dem Ge-

se tz  korrespondierenden 
Rechtsverordnungen u.a. die 

Erstattung der Sozialversiche-
rungsbeiträge schrittweise zu-
rückgefahren. Ab dem 1. Juli 
2021 erfolgt die volle Erstat-
tung der Sozialversicherungs-
beträge nur noch für Zeiten 
beruflicher Weiterbildung 
während der Kurzarbeit. In 
allen anderen Fällen erfolgt 
eine hälftige Erstattung der 
Sozialversicherungsbeiträge 
beim Bezug von Kurzarbeiter-
geld. 

Mit dem Beschäftigungssi-
c he r un gs ge s e t z 
haben wir diese 
Woche die Umset-
zung der Beschlüs-
se des Koalitions-
ausschusses vom 
25. August 2020 
zur Verlängerung 
der vereinfachten 
Regelungen für 
den Bezug von Kurzarbeiter-
geldes beraten.  

Die Auswirkungen der 
Corona-Krise haben vor allem 
Freiberufler, Künstler und 
Künstlerinnen und andere 
Solo-Selbständige hart getrof-
fen. Daher haben wir bereits 
im März 2020 im Eilverfah-
ren das Sozialschutz-Paket I 
verabschiedet, mit dem wir 
den Zugang zu Leistungen 

Grundsicherung für Solo-Selbständige 
der Grundsicherung nach dem 
SGB II erleichtert haben.  

Viele Betroffene erfüllen die An-
spruchsvoraussetzungen aber 
nicht.  Daher steuern wir jetzt 
über die Erhöhung des Alters-
vorsorgebetrages auf 8000 Euro 
pro Jahr Selbständigkeit, die 
Nichtanrechnung des Betriebs-

vermögens un d die Heraus-
nahme aus dem Vermittlungs-
verfahren für freie Arbeitsplät-
ze.   

Damit erweitern wir den Kreis 
der Anspruchsberechtigen und 
beseitigen bestehende Hinder-
nisse für die Inanspruchnahme 
unserer Hilfeleistungen. 

Der Deutsche Bundestag aht 
am Donnerstag das Gesetz 
zur Stärkung der Vor-Ort-
Apotheken beschlossen. Mit 
dem Gesetz stärken wir unse-
re Apotheken vor Ort und 
leisten damit einen weiteren 
Beitrag zur zuver-
lässigen Medika-
mentenversorgung 
der Bürger.  

Wie wichtig das 
ist, haben wir ein-
mal mehr wäh-
rend der Corona-
Pandemie ge-
merkt: Die eigene Herstel-
lung von Desinfektionsmit-
teln durch die Apotheken war 
ein wesentlicher Baustein für 
die Versorgung von Men-
schen mit Produkten zum 

persönlichen Schutz. Auch der 
Botendienst, gerade im ländli-
chen Raum oder für Menschen, 
die gerade während der Pande-
mie nicht selbst eine Apotheke 
aufsuchen können, hat sich be-
währt. 

Deswegen war es höchs-
te Zeit, dass wir jetzt 
mit unserem Gesetz die 
Ungleichheit beenden, 
die nach einem Urteil 
des Europäischen Ge-
richtshofes seit Oktober 
2016 geherrscht hat: 

Gerne hätten wir ein komplettes 
Versandhandelsverbot für Arz-
neimittel mit Preisbindung ge-
setzlich geregelt.  

Das ließ sich aufgrund der euro-
parechtlichen Hürden nicht 
rechtssicher umsetzen. Deshalb 

Stärkung der inländischen Apotheken 
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«Ich hoffe sehr, dass nach einem dunklen 
November ein hellerer Dezember möglich 
ist.» 

(Bayerns Ministerpräsident Markus Söder (CSU) am Donnerstag 
nach einer Sitzung des Kabinetts in München zur Rechtfertigung 
der Corona-Auflagen für den Monat November) 
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nen Kontinent der Erneuerba-
ren Energien machen“, betonte 
er. Umgekehrt könne die Sonne 
Afrikas auch Energie für Euro-
pa liefern.  

In der Zusammenarbeit zwi-
schen Europa und Afrika müs-

sen wir nicht 
nur die riesigen 
Potentiale in 
Wind- und So-
larenergie für 
eine nachhalti-
ge Produktion 
nutzen, sondern 
auch den grü-
nen Wasser-
stoff. Damit 
hätten wir die 

Möglichkeit, unsere Wirtschaft 
zu dekarbonisieren und gleich-
zeitig  die Industrien von Part-
nerländern wie Marokko zu 
entwickeln, das zu einer loka-
len Lokomotive für grüne Inno-
vationen in Afrika werden 
könnte..  

Welch großen Beitrag die Ent-
wicklungszusammenarbeit 
beim Klimaschutz bewirken 
kann, wurde  in der Podiums-
diskussion deutlich. Ein Drittel 
der Entwicklungsprojekte hat 
derzeit direkten Bezug zum 
Klima. Es geht sowohl um eine 
Minderung des CO2-Ausstoßes 
in Schwellenländern als auch 
um Anpassungsmaßnahmen in 
Entwicklungsländern. Interes-
sant ist dabei die Frage, wie 
klimafreundliche Finanzsyste-
me aussehen könnten.  

Der Klimawandel ist eine der 
großen Überlebensfragen der 
Menschheit. Die globale Er-
wärmung auf unter zwei 
Grad Celsius zu begren-
zen, kann allerdings nur ge-
lingen, wenn die Industrie-
länder mit den Schwellen- 
und Entwicklungs-
ländern zusammen-
arbeiten.  

Diese Woche fand 
zu diesem Thema 
der erste hybride 
Kongress der Uni-
onsfraktion statt, 
sowohl real im Ber-
liner Reichstag als 
auch im Netz. Für 
uns ist klar:  Wirksamer Kli-
maschutz bleibt auch in Pan-
demiezeiten eines der wich-
tigsten Themen auf der inter-
nationalen Tagesordnung. 

Bundesminister für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung, Gerd Mül-
ler, forderte „eine globale 
Energiewende“ unter Ein-
schluss der Schwellen- und 
Entwicklungsländer. Der 
Ausstieg Europas aus der 
Kohle sei nutzlos, wenn 
gleichzeitig anderswo auf der 
Welt 450 neue Kohlekraft-
werke gebaut würden oder 
sich in Planung befänden. 
Vielmehr müsse Europa sei-
nen „Green Deal“ auf Afrika 
ausweiten.  

„Wir können mit unserer 
Technologie Afrika zum grü-

Eine der Ursachen für den Kli-
mawandel ist die Nahrungsmit-
telverteilung. Vor allem beim 
Transport von  Nahrungsmit-
teln werden große Mengen CO2 
emittiert. Daher brauche man 
lokal angepasste Anbaumetho-
den und dezentrale Strukturen 
bei der Lebensmittelversor-
gung. In den Ländern des Nor-
dens könnte auch eine Verrin-
gerung des Fleischkonsums hel-
fen, die Treibhausgasemissio-
nen zu reduzieren. Außerdem 
ist der Lebensmittelabfall in 
Deutschland und Europa ein-
fach nicht erträglich.  

Eine Möglichkeit, Kohlendioxid 
aus der Atmosphäre zu binden, 
ist der Erhalt von Wäldern so-
wie die Wiederaufforstung. Das 
Kongobecken ist derzeit eine  
grüne Lunge der Welt. Es steht 
aber unter dem Druck von be-
waffneten Gruppen, illegalen 
Händlern und Wilderern. Hier 
gilt es, vorausschauende Strate-
gien zum Erhalt dieses Kleinods 
zu verfolgen.  

Der Klimawandel hat massive 
Auswirkungen auf die biologi-
sche Vielfalt. Wenn die Tempe-
ratur weiter steigt, werden wir 
massiv weiter Arten verlieren.  
Bei zwei Grad Erwärmung sei 
damit zu rechnen, dass zwei 
Drittel aller Arten aussterben. 
Wir brauchen daher deutlich 
mehr Schutzgebiete weltweit, 
um den Lebensraumverlust für 
die Arten zu stoppen. Bis 2030 
müssten es 30 Prozent der Erd-
oberfläche sein.  

Entwicklungspolitik als Klimapolitik 


